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Die Handlungen des Staates lassen sich aus ökonomischer Sicht nach zwei Zielen unterscheiden: Erstens, 
dem Ziel den Wohlstand zu erhöhen. Zweitens, dem Ziel den erwirtschafteten Wohlstand gerecht zu ver-
teilen. Bei manchen politischen Maßnahmen ist es möglich, beide Ziele gleichzeitig zu erreichen. Bei 
anderen nicht. Manchmal besteht ein Zielkonflikt zwischen mehr Wohlstand und mehr Gerechtigkeit.  
 
Bei der derzeit größten wirtschaftspolitischen Herausforderung in der Bundesrepublik, der Verringerung 
der Arbeitslosigkeit, wird dieser Zielkonflikt besonders deutlich. Wenn die Ursache der Arbeitslosigkeit 
vor allem ein Mangel an gesamtwirtschaftlicher Nachfrage ist, lässt sich mehr Beschäftigung schaffen, 
indem der Staat zusätzlich Geld ausgibt. Besonders wirksam sind die zusätzlichen Ausgaben dann, wenn 
sie in die Hände derjenigen fließen, die einen großen Teil ihres Einkommens nicht anlegen, sondern 
gleich wieder ausgeben. Es ist daher am besten, wenn das Einkommen der Personen erhöht wird, die am 
wenigsten haben. Damit lässt sich sowohl mehr Effizienz als auch mehr Gerechtigkeit erreichen.  
 
Wenn die Ursachen der Arbeitslosigkeit aber auf der Angebotsseite der Wirtschaft zu finden sind, kann es 
sein, dass die Arbeitslosigkeit nur abgebaut werden kann, wenn in bestimmten Bereichen mehr Ungleich-
heit akzeptiert wird. Wir müssen also zunächst die Ursachen der Arbeitslosigkeit diskutieren, bevor wir 
Aussagen treffen können über den möglichen Zielkonflikt in der Arbeitsmarktpolitik. 
  
 
Ursachen der Arbeitslosigkeit 
Die meisten Arbeitsmarktexperten sind sich darin einig, dass die Ursachen der Entwicklung der Arbeits-
losigkeit in den Industrieländern in einem Zusammenspiel von makroökonomischen Bedingungen und 
den Strukturen des Arbeitsmarktes zu finden sind (siehe Blanchard und Wolfers, 2000; Chen et al., 2003; 
Fitoussi et al. 2000; Nickell et al. 2003).  
 
Um das Zusammenspiel dieser beiden Faktoren zu verstehen, ist es hilfreich, sich die Entwicklung der 
Arbeitslosigkeit in den USA anzusehen und mit der Entwicklung in der Bundesrepublik zu vergleichen. 
In den USA sind ebenso wie in der Bundesrepublik Phasen zu beobachten, in denen die Arbeitslosigkeit 
stark angestiegen ist: Rezessionen werden meist durch einen Rückgang der gesamtwirtschaftlichen Nach-
frage verursacht. Dadurch sinkt das Sozialprodukt und damit die Beschäftigung. 
 
Rezessionen finden immer wieder statt und sind nicht völlig zu verhindern. Die Geld- und Fiskalpolitik 
kann den Verlauf einer Rezession abzumildern und so dafür zu sorgen, dass der Anstieg der Arbeitslosig-
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keit weniger stark ausfällt. Hier wurden in der Bundesrepublik viele Fehler gemacht. Der Deutschen 
Bundesbank wird von manchen Ökonomen vorgeworfen, dass sie Inflationsgefahren überschätzt hat und 
zu früh und zu stark die Zinsen zur Bekämpfung der Inflation erhöht hat, und so eine Rezession herbeige-
führt hat, wie z.B. Anfang der 80er Jahre. Die Bundesregierung hätte damals durch expansive fiskalpoliti-
sche Impulse gegen steuern können, hat aber eher einen Konsolidierungskurs verfolgt. Der Anstieg der 
Arbeitslosigkeit war also durch einen Mangel an Nachfrage ausgelöst, der wiederum von der Geldpolitik 
verursacht wurde.  
 
Eine ähnliche Geldpolitik wurde Anfang der 80er in den USA durchgeführt, wodurch auch dort die Ar-
beitslosigkeit zunahm. Ein deutlicher Unterschied in der Entwicklung der Arbeitslosigkeit zeigte sich aber 
in der Aufschwungphase. In den USA ist die Arbeitslosigkeit wieder auf das Niveau vor der Rezession 
gefallen. In der Bundesrepublik hat sich jedoch nach der Rezession ein Sockel an Arbeitslosigkeit gebil-
det, der trotz der Aufschwungphase nicht abgebaut werden konnte. Dieses Phänomen ist in jeder Rezessi-
on seit den 70er Jahren zu beobachten. Die Arbeitslosigkeit, die auch im Aufschwung erhalten bleibt, 
wird als strukturelle Arbeitslosigkeit bezeichnet. Der größte Teil der Arbeitslosigkeit in der Bundesrepu-
blik ist struktureller Natur. Sie kann nicht durch Nachfragepolitik verringert werden.  
 
Warum ist die strukturelle Arbeitslosigkeit in der Bundesrepublik gestiegen, in den USA aber nicht? Die 
Ursache ist in den Institutionen des Arbeitsmarktes zu finden. Arbeitsmarktinstitutionen entscheiden dar-
über, wie gut eine Volkswirtschaft makroökonomische Veränderungen verarbeiten kann. Zu den Ar-
beitsmarktinstitutionen zählen alle Einrichtungen, die einen Einfluss auf das Zusammenkommen des An-
gebots an Arbeitskräften und der Nachfrage nach Arbeitskräften haben. Dies ist zum Beispiel das System 
der Tarifverhandlungen, die Arbeitsmarktgesetzgebung und die Ausgestaltung der aktiven und passiven 
Arbeitsmarktpolitik.  
 
 
Makroökonomische Veränderungen 
Neben den Rezessionen, die durch eine restriktive Nachfragepolitik ausgelöst wurden, müssen die Ar-
beitsmärkte in den Industrieländern eine Reihe von weiteren Veränderungen verarbeiten. Diese Verände-
rungen sind: 
 
Ölpreis-Schock Sowohl Mitte der 70er Jahre als auch Anfang der 80er Jahre sind die Ölpreise sprung-

haft angestiegen. Dies hat zu steigenden Kosten für die Unternehmen geführt, die auf diesen Roh-
stoff angewiesen sind. Ein größerer Teil der Wertschöpfung musste für importierte Rohstoffe an das 
Ausland abgeführt werden. Dadurch blieb weniger zur Verteilung zwischen Lohn- und Gewinnein-
kommen.  

Geringeres Produktivitätswachstum Hinzu kam, dass sich das Wachstum der Produktivität in den 
70er Jahren verlangsamt hat. Die Lohnentwicklung hat sich diesen Veränderungen nur langsam an-
gepasst. Es kam daher zu steigendem Inflationsdruck, der von der Zentralbank bekämpft werden 
musste, indem das Geldmengenwachstum gebremst wurde. Dadurch sank die gesamtwirtschaftliche 
Nachfrage und  stieg die Arbeitslosigkeit.  

Zinsentwicklung Der Anstieg der Zinsen seit Ende der 70er Jahre ist mitverantwortlich für den Anstieg 
der Arbeitslosigkeit. Die höheren Zinsen haben dazu geführt, dass Investitionen teurer und daher re-
duziert wurden. Die Akkumulation des Kapitals ging also zurück, daher wurden auch weniger Ar-
beitskräfte gebraucht. Eine Ursache für den Zinsanstieg war die starke Verschuldung der öffentlichen 
Haushalte in den Industrieländern. Verstärkt wurde dies durch die restriktive Geldpolitik, die in vie-
len Ländern seit der monetaristischen Wende in den 70er Jahren praktiziert wurde. 

Veränderungen in den Güter- und Finanzmärkten Manche Ökonomen argumentieren, dass es in 
den vergangenen Jahrzehnten zu einer höheren Kapitalmobilität (sowohl international als auch in-
nerhalb des Landes) und zu einer höheren Konkurrenz zwischen den Unternehmen kam – unter ande-
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rem durch die Deregulierung auf den Gütermärkten. Dies wirkte dämpfend auf die Kapitalakkumula-
tion, so dass weniger Arbeitsplätze entstanden (Blanchard und Philippon, 2003). 

Strukturwandel Der Strukturwandel führt dazu, dass in bestimmten Bereichen Arbeitsplätze weg fal-
len, in anderen neue entstehen. Das Ausmaß, in dem das geschieht, ist zwar nicht größer als früher. 
Jedoch ändern sich die Anforderungen an die Qualifikation der Beschäftigten stärker. Wenn jemand 
arbeitslos wird, wird seine gesammelte Berufserfahrung schneller entwertet. Er kann nicht mehr oh-
ne weiteres so produktiv eingesetzt werden, wie in seinem früheren Job. Wenn der Lohn, ab den er 
bereit ist ein neues Jobangebot zu akzeptieren, der sogenannte Reservationslohn, so hoch ist wie der 
bisherige Lohn, wird es schwerer führ ihn, wieder eine Beschäftigung zu finden. In den angelsächsi-
schen Ländern hat dies dazu geführt, dass die Einstiegslöhne nach einer Phase der Arbeitslosigkeit 
gefallen sind. In Kontinentaleuropa hat es zu einer Zunahme der Langzeitarbeitslosigkeit geführt 
(Ljungqvist und Sargent, 2003). 

Qualifikatorisch verzerrter technischer Fortschritt Aufgrund des Strukturwandels in der Wirt-
schaft kommt es zu einer Verschiebung der Nachfrage weg von wenig qualifizierten Arbeitskräften 
und hin zu höher qualifizierten Arbeitskräften. Ökonomen bezeichnen dies als qualifikatorisch ver-
zerrten technischen Fortschritt. Seit den 80er Jahren ist dies in allen Industrieländern zu beobachten. 
Darauf ist die zunehmende Ungleichverteilung des Lohneinkommens in vielen Ländern zurückzu-
führen. Der höhere Bedarf an qualifizierten Arbeitskräften hat in allen Ländern zu höheren Lohnzu-
wächsen bei den qualifizierten Personen geführt. Der geringere Bedarf an wenig qualifizierten Per-
sonen hat in den angelsächsischen Ländern zu geringeren Löhnen geführt, in Kontinentaleuropa zu 
höhere Arbeitslosigkeit (Krugman, 1994a).  

Internationaler Handel Manche Ökonomen sind der Ansicht, dass die Veränderung der Arbeitsnach-
frage nicht so sehr auf den technischen Fortschritt zurückzuführen ist, sondern vielmehr auf den zu-
nehmenden internationalen Handel. Die Mehrheit der Ökonomen misst dem internationalen Handel 
eine eher nachrangige Rolle zu (z.B. Blanchflower, 2000). Sie verweisen darauf, dass die Verschie-
bung der Arbeitsnachfrage auch in Sektoren beobachtet wird, in denen Güter hergestellt werden, die 
nur im eigenen Land verkauft werden können, wie etwa bei den personenbezogenen Dienstleistun-
gen. 

 

Arbeitsmarktinstitutionen 
Mit diesen Veränderungen sind alle Industrienationen mehr oder weniger stark konfrontiert. Wie sie sich 
auf die Arbeitslosigkeit auswirken, hängt von den Institutionen des Arbeitsmarktes ab. In jüngster Zeit 
sind eine Reihe von empirischen Untersuchungen entstanden, die Arbeitsmarktinstitutionen daraufhin 
international verglichen haben und zu sehr ähnlichen Ergebnisse geführt haben. Der Forschungsstand 
kann folgendermaßen zusammengefasst werden: 
 
Beschäftigungsschutz Regelungen, die dem Schutz von Beschäftigten dienen (insbesondere der 

Kündigungsschutz), können theoretisch in zweierlei Richtungen wirken. Es werden mit einer gerin-
geren Wahrscheinlichkeit neue Arbeitskräfte eingestellt, weil der Kündigungsschutz die Arbeitskos-
ten erhöht. Zum anderen werden aber auch mit einer geringeren Wahrscheinlichkeit Personen entlas-
sen. Welcher Effekt überwiegt ist eine empirische Frage. Entsprechende Untersuchungen kommen 
jedoch zu gemischten Resultaten. Eine Reihe von Studien kommt zu dem Ergebnis, dass ein besserer 
Kündigungsschutz die Arbeitslosigkeit nicht erhöht. Andere finden einen negativen Einfluss auf die 
Beschäftigung. Gesichert ist jedoch, dass ein geringerer Kündigungsschutz die Dynamik des Ar-
beitsmarktes erhöht.  

Aktive Arbeitsmarktpolitik Mehr Ausgaben im Bereich der aktiven Arbeitsmarktpolitik senken die 
Arbeitslosigkeit. Hierbei kommt es allerdings stark auf die Ausgestaltung der Arbeitsmarktpolitik an. 
In der Bundesrepublik war die aktive Arbeitsmarktpolitik bisher oft sehr ineffizient. Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahmen (ABM) sind sehr teuer und erhöhen nicht die Chance, wieder im ersten Arbeits-
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markt unterzukommen. Auch Umschulungsmaßnahmen haben sich als wenig effektiv erwiesen. In-
ternational vergleichende Untersuchungen haben gezeigt: Wirksam sind insbesondere eher kurzfris-
tig und betriebsnah angelegt Qualifizierungsmaßnahmen, die mit temporären Lohnzuschüssen ver-
bunden sind (siehe Schmidt et al., 2002). Wenn aktive Arbeitsmarktpolitik in zu hohem Maß einge-
setzt wird, wird sie unwirksam. Dies belegen die Erfahrungen in Schweden (vgl. Calmfors et al., 
2001). 

Kooperationsbereitschaft von Gewerkschaften Ein höherer Deckungsgrad von Tarifverträgen 
und ein höherer Organisationsgrad von Gewerkschaften erhöht zwar den Lohndruck und damit die 
Arbeitslosigkeit. Empirische Ergebnisse weisen aber darauf hin, dass dieser Effekt vollständig kom-
pensiert werden kann, wenn Lohnverhandlungen gesamtwirtschaftlich koordiniert werden (siehe Ni-
ckell, 2003). Damit ist gemeint: Die Tarifparteien berücksichtigen in den Lohnverhandlungen, dass 
die Lohnentwicklung auch die Arbeitslosigkeit beeinflusst – die Gewerkschaften sind also bereit, bei 
hoher Arbeitslosigkeit über einem längeren Zeitraum eine moderate Lohnentwicklung zu akzeptie-
ren. Ein Beispiel für koordinierte Lohnverhandlungen liefert Österreich. Dort ist die Arbeitslosigkeit 
seit langem auf niedrigem Niveau. In den Niederlanden, in Norwegen und in Irland konnte durch ko-
ordinierte Lohnpolitik die Arbeitslosigkeit entscheidend gesenkt werden.  

Steuern und Abgaben Höhere Steuern und Abgaben auf Arbeit erhöhen die Arbeitslosigkeit. Sie ma-
chen Arbeit teurer, so dass sie weniger nachgefragt wird. In der Bundesrepublik sind die  Sozialver-
sicherungsabgaben durch die  Art der Finanzierung der Wiedervereinigung in den 90er Jahren stark 
angestiegen. Auch wenn sich die Nettolöhne in den 90ern kaum geändert haben, sind die Bruttolöhne 
dennoch angestiegen. Die Art der Finanzierung des Sozialstaates insgesamt ist in der Bundesrepublik 
beschäftigungsfeindlich, weil er vor allem über Abgaben auf Arbeit finanziert wird. Vor allem für 
geringqualifizierte ist dies ein Problem: Ein Unternehmer ist nur bereit jemanden einzustellen, wenn 
die zusätzliche Wertschöpfung, die durch diesen Arbeiter entsteht, mindestens so hoch ist wie die 
Kosten, die ihm durch den zusätzlichen Arbeiter entstehen. Die Produktivität von geringqualifizier-
ten ist oft so gering, dass der Bruttolohn, den ein Unternehmer zu zahlen bereit ist, so niedrig ist, 
dass der Arbeiter mit dem verbleibenden Nettolohn keinen angemessenen Lebensstandard finanzie-
ren kann.  

Höhe und Dauer der Arbeitslosenunterstützung In Ländern, in denen eine geringere Unterstüt-
zung bei Arbeitslosigkeit bezahlt wird und die Bezugsdauer geringer ist, ist die Arbeitslosigkeit nied-
riger, wobei nach den meisten empirischen Untersuchungen die Dauer der Arbeitslosenunterstützung 
eine größere Rolle spielt als deren Niveau. Eine längere Bezugsdauer führt insbesondere zu einer hö-
heren Langzeitarbeitslosigkeit. Auch Untersuchungen einzelner Länder stützen dies. So kommen 
Launov et al. (2004) zu den Ergebnis, dass in der Bundesrepublik die Verlängerung der Bezugsdauer 
des Arbeitslosengeldes in den 80er Jahren zu einer höheren Arbeitslosigkeit unter den Geringqualifi-
zierten geführt hat. 

 
 
Um einige Einwände vorwegzunehmen 
Manche werden einwänden, dass ich voraussetze, höherer Lohndruck führe zu Arbeitslosigkeit, obwohl 
doch die Lohnstückkosten, also die Lohnkosten bezogen auf den produzierten Output, im internationalen 
Vergleich ja nicht so hoch wären. Ein internationaler Vergleich von Lohnstückkosten sagt jedoch wenig 
darüber aus, ob die bestehende Arbeitslosigkeit durch die Löhne verursacht ist. Das wird an der Entwick-
lung in den neuen Bundesländern deutlich: In den 90er Jahren sind die Löhne dort stark angestiegen, um 
die Ost-Löhne schneller dem Westniveau anzugleichen. Sie sind schneller gestiegen, als die Produktivität 
in den neuen Bundesländern gewachsen ist. Wie mussten die ostdeutschen Unternehmen darauf reagieren, 
wenn sie ihre Produkte weiterhin verkaufen wollten? Sie mussten ihren Personalbestand senken. Wenn 
Leute entlassen werden, werden zunächst diejenigen entlassen, deren Produktivität - bezogen auf die 
Löhne - am geringsten ist. Wenn wenigproduktive Personen entlassen werden oder wenigproduktive Be-
triebe ganz schließen, was geschieht dann mit der durchschnittlichen Produktivität? Sie steigt. Das ge-
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schah solange, bis sich die Kostenstrukturen in Ostdeutschland dem Westniveau angenähert haben. Die 
beobachteten Lohnstückkosten sind das Ergebnis eines Anpassungsprozess, bei dem Unternehmen auf die 
gegebenen Löhne reagieren. Die Folgen von Lohndruck sind nicht hohe Lohnstückkosten, sondern hohe 
Arbeitslosigkeit.     
 
Oft wird auch darauf verwiesen, dass wir so hohe Exportüberschüsse in der Handelsbilanz hätten und wir 
daher keine Kostenprobleme haben könnten. Exportüberschüsse sagen aber wenig darüber aus, wie sich 
ein Land im globalen Wettbewerb positioniert. Der Exportüberschuss eines Landes entspricht nämlich 
dem (Netto-)Kapitalexport. Die Handelsbilanz wird eher von der Kapitalverkehrsbilanz bestimmt, als 
umgekehrt. Die USA etwa haben Exportdefizite. Niemand behauptet, das liege an zu hohen Kosten in den 
USA. Das Exportdefizit ist zu erklären durch die geringe Sparneigung in den USA. Um die Staatsver-
schuldung und die Investitionen im Lande zu finanzieren, muss Kapital importiert werden. Daher müssen 
auch mehr Güter importiert als exportiert werden. Umgekehrt ist es bei uns: Bei uns wird mehr gespart, 
als zur Finanzierung der Staatsverschuldung und der Investitionen erforderlich ist. Die Folge sind Export-
überschüsse. Im Übrigen haben die Probleme auf dem Arbeitsmarkt ja auch wenig mit der Globalisierung 
zu tun. Die Diskussionen darüber, wie wir im Standortwettbewerb positioniert sind, bringen keinen we-
sentlichen Erkenntnisgewinn. Krugman (1994b) hat diese Debatte sogar als gefährlich bezeichnet, weil 
sie zu falschen wirtschaftspolitischen Empfehlungen führt. Wenn in einem Land das Wachstum gering ist 
oder die Arbeitslosigkeit hoch, sind dies hausgemachte Probleme und liegt nicht an der Globalisierung.  
 
 
Arbeitsmarktpolitik 
Aus der Auflistung von Institutionen, die einen Einfluss auf die Arbeitslosigkeit haben, wird deutlich: 
Viele Maßnahmen, welche die Arbeitslosigkeit senken können, haben unerwünschte Verteilungswirkun-
gen. Wenn durch eine moderate Tarifpolitik etwa die Arbeitslosigkeit gesenkt werden sollte, müssen die 
Beschäftigten geringere Lohnsteigerungen hinnehmen. Eine Einschränkung des Arbeitslosengeldes senkt 
den Reservationslohn und verringert damit die Arbeitslosigkeit. Es wird aber auch Personen geben, die 
dennoch keinen Job finden und mit einer geringeren Transferleistungen auskommen müssen.  
 
Es gibt aber in der Arbeitsmarktpolitik auch Handlungsmöglichkeiten, die zu mehr Beschäftigung beitra-
gen können, aber keine sozialpolitisch unerwünschten Folgen hat. Dazu zählen Qualifizierungsmaßnah-
men, die dazu beitragen, dass Arbeitssuchende produktiver werden und so leichter einen Job finden. Steu-
erentlastungen für Geringverdiener können dazu beitragen, dass der Lohndruck in diesem Arbeitsmarkt-
segment geringer wird. Dies würde aber voraussetzen: Was die Arbeitnehmer durch die Steuerentlastung 
mehr in der Tasche haben, muss von den Tarifparteien in den Verhandlungen berücksichtigt werden, so 
dass die Lohnsteigerungen entsprechend geringer ausfallen.  
 
In neueren Arbeiten wird auch das Zusammenwirken verschiedener Institutionen genauer untersucht (z. 
B. Belot und van Ours, 2004). Ein Merkmal der Länder, die erfolgreich die Arbeitslosigkeit gesenkt ha-
ben, ist, dass sie auf mehreren Ebenen gleichzeitig Reformen durchgeführt haben. Manche Maßnahmen 
verstärken sich gegenseitig. Der Gesamteffekt eines Reformpaketes ist größer als die Summe der Effekte 
einzelner Maßnahmen. Eine Reduzierung der Lohnnebenkosten etwa ist wirksamer, wenn die Arbeitslo-
senunterstützung geringer ist und wenn die Koordinationsbereitschaft der Gewerkschaften höher ist. Es ist 
daher sinnvoll, nicht nur an einer Stellschraube zu drehen, sondern gleichzeitig an mehreren. Nur die 
Maßnahmen durchzuführen, die keine unerwünschten Verteilungswirkungen haben, ist also wenig Erfolg 
versprechend.  
 
Wer die Arbeitslosigkeit abbauen will, wird also in bestimmten Maße mehr Ungleichheit akzeptieren 
müssen. Wer gegen derartige Reformen ist, muss auch ehrlich sagen, dass er eine höhere Arbeitslosigkeit 
akzeptieren möchte – als Preis für mehr Gleichheit. 
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Effizienz und Gerechtigkeit – Ist beides machbar? 
In der politischen Diskussion wird manchmal so getan, als wäre das Sozialprodukt ein Kuchen, den man 
nach Wunsch einfach umverteilen könne. Es stellt sich aber heraus, dass der Kuchen eine ungewöhnliche 
Eigenschaft hat: Er wird kleiner, wenn man ihn umverteilt. Er kann so klein werden, dass die Gruppe, die 
eigentlich besser gestellt werden sollte, letztlich weniger hat als in der Ausgangssituation – etwa wenn die 
Personen arbeitslos werden, für die man eigentlich einen höheren Lohn erreichen wollte.  
 
Heißt das, in kapitalistischen Ökonomien herrscht ein unausweichlicher Widerspruch zwischen den bei-
den Zielen Effizienz und Gerechtigkeit? Nein, denn es sind auch Maßnahmen möglich, die den Kuchen – 
um im Bilde zu bleiben – größer machen und von denen vor allem die profitieren, die bisher am wenigs-
ten hatten. So deutet eine ganze Reihe von empirischen Analysen darauf hin, dass das Wachstum in den 
Ländern größer ist, in denen auch das Einkommen gleicher verteilt ist (Benabou 1996). Der Mechanis-
mus, der hinter diesem empirischen Zusammenhang steht, ist aber nicht der, den manche erhoffen wür-
den. Es ist nicht eine Umverteilung von oben nach unten zu den Haushalten mit einer geringeren Sparnei-
gung, die zu höherer Massenkaufkraft führt. Und es ist auch keine höhere Massenkaufkraft die zu mehr 
Wachstum führt.  
 
Die Verteilung des Einkommens in einer Gesellschaft wird vor allem von der Primärverteilung bestimmt 
– also von der Verteilung des Einkommens, bevor Steuern und Abgaben abgezogen werden.  Durch die 
Steuerpolitik lässt sich die Einkommensverteilung nur in begrenzten Umfang ändern. Die interessante 
Frage ist, wie kann die Primärverteilung geändert werden? Sowohl eine gerechtere Einkommensvertei-
lung als auch ein höheres Wachstum wird in den Ländern erreicht, in denen der Zugang zu Bildung und 
der Zugang zu den Kreditmärkten – oder, wie es Ökonomen formulieren würden, zu Humankapital und 
zu physischem Kapital – gleicher verteilt ist.  
 
Wenn mehr Menschen Zugang zu Kapital haben, heißt das erstens, dass der Kapitalmarkt besser funktio-
niert und es daher zu mehr Wachstum kommt. Zweitens haben mehr Menschen die Möglichkeit selber 
Kapitaleinkommen zu beziehen, wodurch die Einkommensverteilung gleicher wird. Aus der Entwick-
lungsökonomischen Literatur ist etwa bekannt, dass in Ländern, in denen es eine Bodenreform gab, so 
dass auch Kleinbauern Land bekamen, sich auch der Zugang zu Krediten für sie verbessert hat, weil sie 
wenigstens ein kleines Stück Land als Sicherheit bieten konnten. Die Kleinbauern konnten in ihren Be-
trieb investieren, wodurch die Produktivität in der Landwirtschaft stieg.  
 
Allgemein gesprochen: Mehr Wachstum und mehr Gerechtigkeit lässt sich erreichen, indem die Möglich-
keiten, selber Einkommen zu erwirtschaften, für alle Personen in einer Gesellschaft möglichst gut ausge-
baut und gleich verteilt werden. Das wichtigste Instrument, mit dem das erreicht werden kann, ist Bil-
dung. Wenn Kinder aus bildungsfernen Schichten gut ausgebildet werden, steigt erstens der Bestand an 
Qualifikation in der ganzen Gesellschaft, wodurch es zu mehr Wachstum kommt. Zweitens erhalten sie 
später auch ein höheres Lohneinkommen, wodurch die Ungleichheit verringert wird.  
 
Eine weiterer Politikbereich, in dem mehr Wohlstand und mehr Gerechtigkeit zu erreichen ist, wird deut-
lich, wenn man sich die Einkommensverteilung zwischen Männern und Frauen betrachtet. Aufgrund feh-
lender Kinderbetreuungseinrichtungen ziehen Frauen sich oft von Arbeitsmarkt zurück, wenn sie sich für 
Kinder entscheiden. Wenn die Möglichkeiten von Frauen auch in Kindererziehungsphasen erwerbstätig 
zu sein ausgeweitet werden, also die Erwerbsbeteiligung von Frauen erhöht wird, steigt dadurch das Sozi-
alprodukt und wird die Einkommensverteilung zwischen Mann und Frau gleicher. 
 
Die Gestaltungsmöglichkeiten für eine fortschrittliche Gesellschaftspolitik, die mehr Gerechtigkeit und 
mehr Wohlstand zum Ziel hat, sind also nicht erschöpft. Man muss nur die richtigen Instrumente einset-
zen und berücksichtigen, wie Marktteilnehmer bei Änderungen der Rahmenbedingungen reagieren wer-
den. Wer aber die Funktionsprinzipien des Kapitalismus ignoriert, ist in Gefahr sich in einem Zielkonflikt 
von Effizienz und Gerechtigkeit zu verfangen.  
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